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MV Mecklenburg-Vorpommern
m.w.N. mit weiteren Nachweisen

 
NBG Bundesgesetz über die Schweizerische Nationalbank

(Nationalbankgesetz, NBG), SR 951.11
NE Neuenburg/Neuchâtel
n.F. neue Fassung
NFA Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufga-

benteilung zwischen Bund und Kantonen

Abkürzungsverzeichnis
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NHG Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz
(NHG), SR 451

NI Niedersachsen
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NJW-Beil. Neue Juristische Wochenschrift Beilage
Nr. Nummer
NSAV Verordnung über die Abgabe für die Benützung von

Nationalstrassen (Nationalstrassenabgabe-Verord-
nung, NSAV), SR 741.72

NW Nidwalden; Nordrhein-Westfalen
 

OW Obwalden
 

PWP Perspektiven der Wirtschaftspolitik
 

RGBl. Reichsgesetzblatt
Rn. Randnummer
RP Rheinland-Pfalz
RV Verfassung des Deutschen Reiches vom 16. April

1871 (Reichsverfassung)
 

S. Seite(n); Satz/Sätze
SFG Gesetz zur Fortführung des Solidarpaktes, zur Neu-

ordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und
zur Abwicklung des Fonds „Deutsche Einheit“ (Soli-
darpaktfortführungsgesetz – SFG)

SG St. Gallen
SGB V Sozialgesetzbuch (SGB) Fünftes Buch (V) – Gesetzli-

che Krankenversicherung
SH Schaffhausen; Schleswig-Holstein
SL Saarland
SN Sachsen
SO Solothurn
s.o. siehe oben
SoBEZ Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen
SP/SPS Sozialdemokratische Partei der Schweiz
SR Systematische Sammlung des Bundesrechts (SR)
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ST Sachsen-Anhalt
StHG Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten

Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG), SR
642.14

StuW Steuer und Wirtschaft
s.u. siehe unten
SuG Bundesgesetz über Finanzhilfen und Abgeltungen

(Subventionsgesetz, SuG), SR 616.1
SVAG Bundesgesetz über eine leistungsabhängige Schwer-

verkehrsabgabe (Schwerverkehrsabgabegesetz,
SVAG), SR 641.81

SZ Schwyz
SZVS Schweizerische Zeitschrift für Volkswirtschaft und

Statistik
 

TG Thurgau
TH Thüringen
TI Tessin

 
u.a. und andere; unter anderem
UFG Bundesgesetz über die Förderung der Universitäten

und über die Zusammenarbeit im Hochschulbereich
(Universitätsfördungsgesetz, UFG)

UR Uri
USR Unternehmenssteuerreform

 
v.a. vor allem
VD Waadt/Vaud
Verf. Verfasser
vgl. vergleiche
VS Wallis/Valais
VStG Bundesgesetz über die Verrechnungssteuer (Verrech-

nungssteuergesetz, VStG), SR 642.21
VVDStRl Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen

Staatsrechtslehrer
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WPEG Bundesgesetz über die Wehrpflichtersatzabgabe
(WPEG), SR 661

WRG Bundesgesetz über die Nutzbarmachung der Wasser-
kräfte (Wasserrechtsgesetz, WRG), SR 721.80

WRV Verfassung des Deutschen Reichs vom 11. August
1919 (Weimarer Reichsverfassung)
 

ZaöRV Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und
Völkerrecht

z.B. zum Beispiel
ZBl Schweizerisches Zentralblatt für Staats- und Verwal-

tungsrecht; bis 1988: Schweizerisches Zentralblatt für
Staats- und Gemeindeverwaltung

ZG Zug
ZH Zürich
Ziff. Ziffer(n)
ZÖR Zeitschrift für öffentliches Recht
ZSE Zeitschrift für Staats- und Europawissenschaften
ZSR Zeitschrift für Schweizerisches Recht
ZUR Zeitschrift für Umweltrecht
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Einleitung

Als im März 2013 die Bayerische Staatsregierung und die Hessische Lan-
desregierung einen Normenkontrollantrag beim Bundesverfassungsgericht
einreichten1, sah es ganz danach aus, als würde zu den fünf zum Finanz-
ausgleich bereits ergangenen Entscheidungen des Gerichts2 in absehbarer
Zeit eine weitere hinzukommen. Wieder einmal ging es um die finanzielle
Umverteilung in der Bundesrepublik, wie sie über den sekundären Finanz-
ausgleich – Länderfinanzausgleich und Bundesergänzungszuweisungen –
seit Jahrzehnten annähernd unverändert erfolgt. Rund 20 Milliarden Euro
wurden im Jahr 2016 so umverteilt.3 Das Verfahren ist zwar noch nicht ab-
geschlossen, zu einer Beendigung durch Urteil wird es aber wohl nicht
mehr kommen.

Ende 2015 kam überraschend eine Einigung aller 16 Bundesländer zu-
stande, den Finanzausgleich neu zu gestalten. Nur knapp ein Jahr später,
im Oktober 2016, stimmte auch der Bund zu.4 Gerade noch rechtzeitig vor
Ende der Legislaturperiode hat die große Koalition im Juni 2017 ihre ver-
fassungsändernde Mehrheit genutzt und die Bund-Länder-Finanzbezie-
hungen, die infolge der Befristung von Maßstäbegesetz (MaßstG) und Fi-
nanzausgleichsgesetz (FAG) bis Ende 2019 einer Neuregelung dringend
bedurften5, neu geordnet. Der Länderfinanzausgleich wird ab 2020 „in sei-
ner jetzigen Form“6 entfallen, ebenso der Umsatzsteuervorwegausgleich,
stattdessen wird es finanzkraftabhängige Zu- und Abschläge bei der Um-

1 Az. 2 BvF 1/13.
2 BVerfGE 1, 117 (Länderfinanzausgleich I); BVerfGE 72, 330 (Länderfinanzaus-

gleich II); BVerfGE 86, 148 (Länderfinanzausgleich III); BVerfGE 101, 158 (Län-
derfinanzausgleich IV); BVerfGE 116, 327 (Länderfinanzausgleich V); Zählung/
Benennung nach Siekmann, in: Sachs, GG, Vor Art. 104a Leitentscheidungen.

3 Siehe Anhang 2 Abbildung 8.
4 Siehe Anhang 4 m.w.N.
5 § 15 MaßstG, § 20 FAG.
6 Konferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs von Bund und Ländern

am 14. Oktober 2016 in Berlin – Beschluss Neuregelung des bundesstaatlichen Fi-
nanzausgleichssystems ab 2020, abrufbar unter https://www.bundesregierung.de/Co
ntent/DE/Pressemitteilungen/BPA/2016/10/2016-10-14-beschluss-bund-laender.ht
ml (zuletzt geprüft am: 06.08.2017).
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satzsteuerverteilung auf die Länder geben. Die Vorgehensweise bei Fi-
nanzkraftbestimmung, Bedarfsberücksichtigung, Ausgleichsintensität und
gesetzlicher Normierung über drei „Ebenen“ wird indes fast unverändert
bleiben. An eine zukunftsfähige Reform scheinen Bund und Länder selbst
nicht so recht zu glauben, ist doch eine „Kündigungsmöglichkeit“ ab 2030
auf höchster Ebene, im Grundgesetz, verankert worden.7 Bundesfinanzmi-
nister Wolfgang Schäuble stellte bei Eröffnung der ersten Beratung des
Reformpakets im Bundestag ernüchternd fest, es sei nicht gelungen „[…]
eine Vereinbarung zu erzielen, die das Gesamtsystem, das komplizierte
System des Ausgleichs zwischen Bund, Ländern und Kommunen, ein Stück
weit transparenter, ein Stück weit systemischer und berechenbarer macht
und vor allen Dingen Anreize in dem System verbessert.“ Man sei „[…]
mit den Arbeiten, unseren Föderalismus zukunftstauglich zu halten, nur
für diese Legislaturperiode, aber nicht für die Zukunft am Ende.“8 Mag
der Streit auch vorerst beigelegt sein, eine dauerhafte, tiefgreifendere Neu-
regelung steht nach wie vor aus.

Eine solche trat in der Schweiz zum 1. Januar 2008 in Kraft. Im Zuge
der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwi-
schen Bund und Kantonen (NFA) wurde der auf einem komplexen Ge-
flecht finanzkraftabhängiger vertikaler Transfers beruhende alte umvertei-
lende Finanzausgleich durch ein aus zwei Instrumenten bestehendes neues
System und einen übergangsweisen Härteausgleich ersetzt. Aus einem
vom Bund und leistungsstarken Kantonen getragenen Ressourcenaus-
gleich erhalten Kantone mit unterdurchschnittlichem besteuerbaren Poten-
tial unterstützende Zahlungen und sollen so auf 85 Prozent des Schweizer
Durchschnitts angeglichen werden. Ein Lastenausgleich soll besondere
Belastungen geografisch-topografischer und soziodemografischer Art aus-
gleichen und steht allen Kantonen, auch ressourcenstarken, offen. Ein Här-
teausgleich federt aus dem Systemwechsel entstehende Härten ab.9

7 Zu den Änderungen im Einzelnen siehe S. 146 ff. und Anhang 4 mit den dortigen
Nachweisen.

8 Beide Zitate aus Plenarprotokoll 18/218, Deutscher Bundestag, Stenografischer Be-
richt, 218. Sitzung am 16. Februar 2017, S. 21769/21770.

9 Vgl. für diesen ersten Überblick und mit Einordnung in den föderalistischen Kon-
text https://www.efv.admin.ch/efv/de/home/themen/finanzausgleich/uebersicht.html
(zuletzt geprüft am: 06.08.2017) und die Broschüre zur Neugestaltung des Finanz-
ausgleichs und der Aufgabenteilung von Bund und Kantonen auf https://www.efv.a
dmin.ch/efv/de/home/themen/finanzausgleich/projektphase_nfa.html (zuletzt
geprüft am: 06.08.2017; dort gelistet unter „2 Faktenblätter“), S. 11 ff.
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Dieser Systemwechsel wurde zusammen mit der gleichzeitig verwirk-
lichten Reform der Aufgabenteilung über einen Zeitraum von rund 17 Jah-
ren vorbereitet.10 Er beinhaltete eine Neufassung der verfassungsrechtli-
chen Grundlage des umverteilenden Finanzausgleichs, Art. 135 BV, sowie
ein völlig neues Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich (Fi-
LaG) samt konkretisierender Verordnung (FiLaV). Die Wirksamkeit des
neuen Systems wurde seit Inkrafttreten bereits zweimal evaluiert.11

Die umfassende Neuregelung auf Schweizer Seite, die nur aufgescho-
bene grundlegende Reform auf deutscher Seite und die ähnliche tatsächli-
che und rechtliche Ausgangssituation in beiden Staaten lassen einen
Rechtsvergleich lohnenswert erscheinen. Beide Staaten sehen sich mit
dem Problem großer Unterschiede in der finanziellen Leistungsfähigkeit
ihrer Gliedstaaten konfrontiert. In der Schweiz sind diese sogar noch aus-
geprägter als in Deutschland und aufgrund ihrer Kleinräumigkeit und der
steuerlichen Autonomie der Kantone auch im Alltag erfahrbarer.12 Dane-
ben weisen die Gliedstaaten jeweils weitgehend unbeeinflussbare beson-
dere Lasten, allen voran bevölkerungs- und siedlungsstruktureller Art, auf.

Der Ausgleich dieser Unterschiede und Lasten muss sich in beiden
Staaten in einen in den Grundstrukturen ähnlichen rechtlichen Rahmen
einfügen. Deutschland und die Schweiz verfügen über ein geschriebenes
Verfassungsrecht in der kontinentaleuropäischen Rechtstradition des Civil
Law.13 Beide sind bundesstaatlich organisiert mit jeweils im Grundsatz ei-
genständigen Gliedstaaten.14 Und beide kennen bereits seit Langem einen
umverteilenden Finanzausgleich, der im Gegensatz zu anderen Staaten
verfassungsrechtlich verankert ist15 und nunmehr auch in der Schweiz

10 Ausgangspunkt war die Finanzausgleichsbilanz 1991, siehe zur Entwicklung in
den 1990er Jahren 1. NFA-Botschaft, S. 2314 ff.

11 Wirksamkeitsbericht NFA 2008-2011 und Wirksamkeitsbericht NFA 2012-2015.
12 Zu den finanziellen Unterschieden der jeweiligen Gliedstaaten vor umverteilen-

dem Finanzausgleich siehe Anhang 2 und Anhang 3.
13 Krumm, Das politische System der Schweiz, S. 17; vgl. ferner Kischel, Rechtsver-

gleichung, S. 554/555 (§ 7 Rn. 2/3) und S. 558 ff. (§ 7 Rn. 10 ff.) mit Betonung der
Schweizer Besonderheiten insbesondere in Form direktdemokratischer Elemente,
der starken Stellung der Kantone und der praktizierten Konkordanzdemokratie.

14 Kischel, Rechtsvergleichung, S. 560 (§ 7 Rn. 14); in der Schweiz ist die grundsätz-
liche Souveränität der Kantone in Art. 3 BV festgeschrieben.

15 Heun, in: Dreier, GG III, Art. 107 Rn. 6.
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einen zum Teil direkt horizontalen Ausgleich zwischen Gliedstaaten be-
inhaltet16.

Eine detaillierte rechtliche Analyse des neuen umverteilenden Schwei-
zer Finanzausgleichs und ein Vergleich mit dem deutschen System – unter
Berücksichtigung der bundesstaatlich-finanzverfassungsrechtlichen Be-
sonderheiten beider Staaten – bietet sich somit an.

Die Idee eines auf den Finanzausgleich bezogenen Rechtsvergleichs mit
der Schweiz ist dabei nicht neu. Bereits Kühne hat im Gründungsjahr der
Bundesrepublik 1949 eine Arbeit unter dem Titel „Der Finanzausgleich in
der Schweiz, insbesondere seit dem ersten Weltkrieg, und die Lehren aus
dieser Regelung für Deutschland“17 vorgelegt und darin auch die Einnah-
menumverteilung untersucht. Ein Rechtsvergleich des heutigen deutschen
sekundären Finanzausgleichs mit seinem nach der NFA geltenden Schwei-
zer Pendant existiert in der wissenschaftlichen Literatur bislang jedoch
nicht. Einem solchen am nächsten kommen die Arbeiten von Jörg18 und
Seybold19. Jörg behandelt im Zuge eines umfassenden Vergleichs von Fi-
nanzverfassung und Föderalismus in Deutschland und der Schweiz den
vor der NFA geltenden Schweizer Finanzausgleich, konnte dementspre-
chend aber auf die Neugestaltung nicht eingehen. Seybold schließt in seine
Arbeit zum Finanzausgleich einen Vergleich mit den USA und der
Schweiz ein, konnte jedoch die NFA nur in ihrer Erarbeitungsphase ohne
Umsetzungserkenntnisse berücksichtigen und legt den Fokus seiner Arbeit
nicht auf den Vergleich. Ebenfalls noch vor Inkrafttreten der NFA haben
ferner Mannhart/Staible20 im Rahmen zweier Aufsätze zum neuen Finanz-
ausgleich in der Schweiz vergleichend die deutsche Seite betrachtet, dabei
jedoch die eidgenössische Perspektive eingenommen und dementspre-
chend nicht nach Reformoptionen für den deutschen sekundären Finanz-
ausgleich gefragt.

16 Ein solcher war zuvor ein deutsches Unikum, Korioth, Finanzausgleich, S. 538,
643; Vogel/Waldhoff, in: BK, Vorbem. z. Art. 104a-115 (1997) Rn. 734.

17 Kühne, Finanzausgleich; ferner hat schon 1922 Albert Hensel die Schweiz im Rah-
men seiner Untersuchung des Finanzausgleichs im Bundesstaat zusammen mit an-
deren Bundesstaaten vergleichend betrachtet, Hensel, Finanzausgleich, S. 76 ff.

18 Jörg, Finanzverfassung.
19 Seybold, Finanzausgleich; die offiziell staats- und sozialwissenschaftliche Arbeit

(Fakultät für Sozialwissenschaften der Universität der Bundeswehr München) ist
stark juristisch geprägt.

20 Mannhart/Staible, AJP 2006, 328 ff.; Mannhart/Staible, ZBl 2006, 21 ff.
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